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Heıinrich eld Chefredakteur un Verleger, Kommunalpolitiker, christlicher
Gewerkschaftter, Parlamentarıer, Parteiführer, bayerischer Ministerpräsident: Impo-

Bılanz eınes Lebensweges, un! doch nıcht mehr als dıe blasse Aufzählung VO

außeren Statiıonen. Farbiger schon das Urteil des Staatsrates un! bayerischen Fınanz-
miınısters Hans Schmelzle: 99:  Is Politiker überragte eld seıne Vorgänger 1M Amt des
Minısterpräsiıdenten des Freıistaates Bayern Erfahrung, taktischer Gewandtheıt,
Schlagfertigkeıit un Beredsamkeıt. Er WAar eın seltmademan, eın Mann VO zähem
Fleifß, rascher Auffassung, weıtem Blıck, hıltsbereıit und selbstlos, tiefrel1g1Öös un! VO  -

bestem Wıllen.“ Eınen „Mann des Rechts“, Ja eiınen „Fanatiker der Legalıtät“, jedoch
ohne Fcken un! rahıg ZU Ausgleich, hat ıhn seın Zeıtgenosse und erster Biograph
arl Schwend ZCNANNT, Von Geburt keın Bayer, galt die Hauptsorge des Parlamenta-
riers Ww1e des Regierungschefs eld selit 1918 der ungeschmälerten Staatlichkeit Bay-
CYNS; der demokratischen Republık stand loyal, aber MI1t innerer Dıstanz dn
über. Gleichwohl die 1CUNN Jahre seıner Ministerpräsidentschaft ıne für We1-

Verhältnisse geradezu untypisch lange Ara polıtischer Konsolıdierung und Sta-
ılıtät. Konnte ahnen, da{fß das Scheitern der Republık unmıttelbar auch das gewalt-
SaImne Ende der staatlıchen Exıstenz Bayerns nach sıch zıehen würde?

Heıinriıch eld wurde Junı 868 in dem ortErbach 1mM Taunus geboren. Der
Vater WAar Kapellmeıister, die Mutltter besorgte neben dem Haushalt mıiıt sechs Kındern
noch ıne kleine Landwirtschaft: beides 111171 ermöglıchte der Famlılie ıne be-
scheidene Wohlhabenheıt. Von seiınem Vater hatte Heıinrich die musıkalısche Begabung
ererbt, aber auch ıne sensıble, leicht verletzbare Natur, gepaart miıt hohem Pflicht-
ethos und Gerechtigkeitssinn, VO'  3 der Multter eın W armııecs Empfinden für die soz1ıalen
Nöte er Zeıt. Dıie Konzertreisen des Vaters, denen schon derAchtjährige als Geiger
mıiıt teilnahm, rachten ıne ZEWI1SSE Weltläufigkeit un!: geistige Offenheit ın die Famaillıie.
Ihr entsprach jedoch ıne tietfe katholische Religiosität, eın tätıges Christentum. Die
Eltern ührten regelmäfßig Armenspeisungen durch, Heıinrich eld sah in ıhnen Zzelt-
lebens eın Vorbild aufrechter Pflichterfüllung GOtt un:! die Mitmenschen.

Der Vater hätte seınen Jüngsten Sohn CIM als Berutsmusiker gesehen. ach der
Volksschule besuchte Heıinrich dreı Jahre das Konservatorıum in Wiesbaden. Der
Ortsgeıistliche machte aut die überdurchschnuittliche Begabung des Buben aufmerksam
un! drängte den Vater, ıhn studieren lassen. Mıt 17 Jahren kam Heıinrich eld nach
Strafßburg, eın Bruder als Gymnasıallehrer wirkte, un absolvierte dort 1890 das
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Humanıistische Gymnasıum. Von 2—1 studierte Rechtswissenschaften,
Nationalökonomie un Geschichte der Universıität Strafßsburg, 1m Wınter 895/96
ın Marburg. Er strebte die Richterlaufbahn d besann sıch SCn der damals sehr
schlechten Aussıchten iın diesem Beruf aber eines anderen und wechselte 1896 ohne
Examen als Redakteur ZU „Pfälzer Boten“”, eiınem Zentrumsblatt 1ın Heıidelberg,
über. Schon während des Studiums hatte eld gelegentlich für katholische Zeitungen
geschrieben.

Für seıne Arbeit als Journalıst rachte der nunmehr 28)jährıige neben eiıner breit —-

gelegten Vorbildung eın geschärftes politisches Weltbild mıt, W1e€e nıcht untypisch
WAar fur die deutschen Katholiken 1M Kaiserreich. Helds prägendes Jugenderlebnis
Wr der Kulturkampf SCWESCIL, Jjener namentlich iın Preufßen mıiıt besonderer Härte BC-
tführte Versuch, die katholische Kırche un: die Freiheit der Verkündigung eiıner r1g1-
den Staatsautsicht unterwerten. Er hatte diese Auseinandersetzungen ın seıner PCI-
sönlıchen Lebenswelt als „eıne Unsumme VO  - Bedrückung, Vergewaltigung, (Ge-
wI1ssensnot un Erbitterung“ durchlıitten, un: die Freiheit der Korporatıon Kırche
zählte für den Politikereld fortan ımmer ZU Kernbestand auch der politischen rel-
heıt. In StraßburgWlr 1ın eın Klıma der akademischen Diskriminierunghineingestellt.
Katholiken galten nach herrschender Auffassungn dogmatischer Befangenheit
als unfähig „voraussetzungslosem“ wıssenschattliıchen Denken. Sıe den
Hochschulen Studenten W1€e Protessoren stark unterrepräsentiert. Als 901 in
Martın Spahn erstmals eın katholischer Hıstoriker die Uniuversıität Strafßburg be-
ruten wurde, empfanden lıberal-protestantische Kreise dies als Skandalon. Die deut-
schen Katholiken bıldeten ıne Art Enklave iınnerhalb der säkularısierten und fort-
schrittsgläubigen natıonalen Kultur, s1e tanden lange auch keıin rechtes Verhältnis ZU

kleindeutsch-preußischen Nationalstaat einem protestantischen Kaıser. Fuür
eld kam erschwerend hinzu, dafß seiıne Heımat Nassau 1866 VO  3 Preußen annektiert
worden War. Seinen bayerischen Wählern gegenüber bekannte spater: „Ich bın in
eiıner Umgebung aufgewachsen, die dem eigentlichen Preufßentum nıcht freundlicher
gesinnt WAar, als die Bayern sind.“ Aus dieser Haltung tand eiınem entschiede-
NCN Föderalismus, der ıhm die sicherste Gewähr für die Machtbalance 1mM Reıich un!:
die der deutschen Tradıtion gemäße orm staatlıcher Ordnung seın schien.

In Straßburg hatte sıch eld eiıner katholischen Studentenverbindung angeschlos-
sch Bereıts 1m ersten Jahr seines Studiums, 1892, tand ZU „Volksverein für das
katholische Deutschland“, der Wwe1l Jahre UVo ZUr Koordinierung der katholisch-
soz1ıalen ewegung und mıiıt der Absıcht gegründet worden Wal, die Katholiken aus
ihrer gesellschaftlichen Interiorität herauszuführen. 1893 IFAat auch der Zentrums-
parteı bei Den zweıtellos stärksten Eindruck auf ıhn hbte damals seın Landsmann
Ernst Lieber aus, Ludwig Wındthorsts Nachfolger iın der Führung des Zentrums. I_ 18-
ber zählte ZU Iınken Zentrumst{lügel un! galt eld als echter „Volksmann“;, als Ideal]
des katholischen Demokraten, als vorbildlicher UOrganısator und Sozialpolitiker.ach diesem Vorbild gedachte auch seın eigenes polıtisches Wıiırken auszurichten.

Am Maı 1899 übernahm Heınrich eld die Chefredaktion des VO:  e Josef Habbel
verlegten „Regensburger Morgenblattes“. Habbel,; 4us Westfalen gebürtig, hatte das
Blatt 1883 VO  3 Pustet erworben un: INm: mıiıt der verselbständigten)Lokalbeilage „Regensburger Anzeıger“ ZUT!T Schaltzentrale der oberpfälzischen Zen-
trumsparte1 ausgebaut. Im Jahre 1910 1e16% Held, mıittlerweiıle Schwiegersohn Habbels
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un!: Verleger der beiden Zeıtungen, das „Morgenblatt“ 1mM „Anzeıger“ aufgehen. Die-
SCT profilierte sıch sehr bald als ıne der tührenden Tageszeıtungen Bayerns und wurde
nach 1918, als Sprachrohr des Parteiführers und Ministerpräsidenten, das Hauptorgan
der Bayerischen Volksparteı.

In Regensburg schaltete sıch Held, zunächst Anleitung Habbels, sofort iın den
Kommunalwahlkampf des Jahres 1899 1n. Er fand ıne Sıtuation VOT, die außerst st1-
mulierend auf seın politisches Talent wirkte. Von den dieser eıtz 0OOÖ Fın-
wohnern Regensburgs 35 01010 Katholiken, gleichwohl domuinierte 1M Gemeın-
dekollegıum un! 1m Magıstrat unumschränkt der liıberale und protestantische Fın-
f]1u4% Dıie katholische Majorıtät WAar in den städtischen Gremien L1UT MI1t wenıgen ıbe-
ralen „Rathauskatholiken“ prasent, die, weıl der Zentrumsparteı fernstehend, VO  —

katholisch-konservatıver Seıite als Interessenvertretung nıcht akzeptiert wurden. Aus
der reichsstädtischen eıit hatte sıch ıne zahlenmäfßig kleine, aber wirtschafrtlich
POtENTLE und polıtısch tonangebende protestantische Führungsschicht erhalten. Den
Katholiken War bıs 803 das Bürgerrecht versagt, noch während des SaNZCH 19 Jahr-
hunderts eıgnete iıhnen eın kleinbürgerliches Sozıialprofil. Diese soz10ökonomische
Benachteiligung 1U  - ZOS die polıtische direkt nach sıch, weıl bei den Kommunalwah-
len L1UT wahlberechtigt und wählbar WAar, wWwer das Bürgerrecht besafß, und dieses
Zahlung einer (ın Regensburg absıichtlich hoch angesetzten) Gebühr verlıehen wurde.
Dıie Zahl der Bürgerrechtsinhaber hıelt Mi1t dem raschen Tempo des Bevölkerungs-
wachstums, welches das numerische Gewicht der Katholiken ur noch verstärkte,
nıcht mıt, dıe Geschicke der Stadt lagen also faktisch iın den Händen eines ımmer kle1-

Prozentsatzes 896 Yo) VO  - Vollbürgern, und ‚W ar überwiegend protestantı-
scher Kontession un! liıberaler Parteirichtung.

Hıer setizte eld noch 1899 mıiıt der Gründung eines „Bürgerrechtsvereins“ d wel-
cher Zentrumsanhänger durch finanzielle Beihilten ZUu Erwerb des Bürgerrechts anı-
mierte. Dıie Gegner verfuhren ähnlıch, un! die Zahl der Bürgerrechtsinhaber stieg bıs
ZU!r Wahl mehr als das doppelte. Dennoch konnte das Zentrum SCH des absolu-
ten Mehrheitswahlrechts ın dieser und auch in den Wahlen VO 1902 und 1905 keinen
Kandıidaten durchbringen. Sofort nach seiınem Eınzug 1in den Landtag eld des-
halb die Retorm der Gemeindewahlen All, seıner Inıtiatıve 1STt die 1908% verabschiedete
Einführung der Verhältniswahl 1ın den größeren Gemeinden Bayerns verdanken.
Er selbst hätte darüberhinaus gerIn das kommunale Wahlrecht völlig VO Bürgerrecht
abgekoppelt, jedoch besorgten davon seıne Zentrumskollegen starke Vorteile für
die Sozialdemokratie. Vor der Abgeordnetenkammer hatte diese Bedenken USZU-

raumen versucht: „Rechte vorenthalten, das wiırkt revolutionierend, aber Rechte ein-
raumen, das wiırkt beruhigend. Keıine Furcht VOT Reformen, keine Furcht VOT

Sozialdemokraten!“ Be1 den Ersatzwahlen VO  - 1908 eroberte das Zentrum dıe Hälftfte
der 1CUu besetzenden Sıtze, auch eld ZOg iın das Gemeindekollegium eın und
gehörte ıhm bıs seiıner Wahl ZUuU Ministerpräsidenten 1924

FEınen zweıten Schwerpunkt neben der Auseinandersetzung mıt dem Regensburger
Rathausliberalismus bildete ın jenen Jahren des ngagement fur die christliche
Gewerkschaftsbewegung. Wıe der „Volksverein für das katholische Deutschland“ mMi1t
dem Ziel angetreten War, die katholischen Arbeıter, jenseılts der tradıtionellen katho-
lısch-soz1ialen ereiıne geistlichem Patronat, eıgener Organısatıon befähi-
pCn un s1e dadurch den Sozialismus immunısıeren, autete auch für eld
die Alternatıve, „ob die sozijalistischen Ideen AHSeETENArbeiterschaft beherrschen
sollen oder nıcht“: „Wer die Gewerkschaften hat, hat die Zukunft.“ In der Analyse
der sozıalen rage auch dies trıfft für den sozıalen Katholizıismus generell Sing
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eld weıtgehend mıiıt der marxıstischen Kapıtalısmuskritik konform, führte den
Warenwert der Arbeıt, die Verelendung der Arbeiter auf die ungeheure Akkumula-
tıon des Kapıtals zurück. Das Ziel aber WTr nıcht die über iıne revolutionäre Verschär-
fung der Klassengegensätze nıvellierte Gesellschaft, sondern ıne nach Berufsständen
gegliederte organısche Sozialordnung. DDıies bedeutete, da{fß der Arbeiter sıch nıcht als
Proletarier fühlen ollte, sondern als konstitutiver Teıl der Gesellschaft miıt eigenen
Rechten mıiıt Rechten allerdings, die nottfalls erstrıtten werden muftten. eld hat des-
halb die Koalıitionstreiheit un! das Streikrecht nachdrücklich verteidigt, auch
den Biıschoft als Arbeitgeber un! warnende Stimmen aus dem eigenen Lager,
denen die polıtische Emanzıpatıon des Arbeıters suspekt War Sogleich nach seıner
Ankuntft iın Regensburg Lrat dem VO Habbel 1898 gegründeten Vereın „Arbeıter-
schutz“ be1 un! warb hiıer in zahlreichen Vorträgen für die christliche Gewerkschafts-
idee: bereits 1900 wählte INan ıhn ZU Ehrenvorsitzenden. Im selben Jahr veritirat
streikende Regensburger Holzarbeiter be1 Verhandlungen mit den Arbeitgebern und
inıtuerte die Gründung eines Verbandes der OSt- un Telegraphenarbeiter, 1906 Er-

annte ıhn der Bayerische Eisenbahnerverbandcn hervorragender Verdienste
die Besserstellung des unftferen Eısenbahnerpersonals ZU Ehrenmitglied. Wesentlich
dieser soz1alpolitischen Aktivität Helds 1St zuzuschreıben, da{ß die Regensburger
Sozialdemokratie (mıt der als Publizist ıne außerst scharte Klınge führte) nıcht den
erhofften Anklang tand

Der innOvatıve Tatendrang, der den Kommunal- und Sozialpolitiker Heıinrich eld
beflügelte, resultierte Aaus den Erfahrungen, die VO elsässıschen un!: pfälzıschen
Zentrum mitgebracht hatte. Im Westen Deutschlands WAar die Industrialisierung we1l-
ter fortgeschritten, dıe höhere Mobilıtät der Bevölkerung löste überkommene sozıale
Bındungen, beschleunigte die Vermischung der Konfessionen, lockerte die kıirchliche
Orientierung. Dıie polıtische Sozıalısatiıon W ar VO  - diesem Woandel unmıittelbar be-
troffen und ertorderte NCUC, weniıger ıimprovisıerte Formen der Parteiarbeit. Im Agfa-
risch-mittelständischen Altbayern deutete sıch diese Entwicklung erst Das bayer1-
sche Zentrum War noch reine Honoratiorenpartel, existierte als OUOrganısatıon 1Ur in
den subsıdıär wıirkenden katholischen Vereiınen und Lrat der Basıs lediglich VOT
Wahlen ın Erscheinung. Bislang hatte dies den Anforderungen leidlich genugt. eld
aber schwehbhte ıne moderne, systematisch durchgliederte Funktionspartei VOTr, wel-
che den immer schärfteren Kampf namentlich Sozialdemokratie un! Bauern-
bund würde bestehen können. Er die Einführung der Parteimitgliedschaft A
die Gründung VO Ortsvereinen un! die Bestellung hauptamtlıcher Kreissekretäre auf
Regierungsbezirksebene. Dıie iınnerparteiliche Wıllensbildung musse tormalısiert, der
Wahlkandıidat künftig durch VO  - den Ortsvereinen entsandte Delegierte Aanstatt durch
nıcht Jegitimierte „Vertrauensmänner“ nomıiınıert werden. Dıie Abstimmung ın den
Fragen der großen Polıitik sollte eın alljährlicher Reichsparteitag übernehmen : die
Katholikentage Jlein, bısher immer auch „Heerschauen“ der Zentrumsparteı, genug-
ten dieser Autfgabe in Zeıten wachsender innerparteilicher Interessenkontflikte nıcht
mehr. Um den erheblichen Rückstand Zur liberalen Presse wettzumachen, gründete
eld 1906 eınen „Vereın der bayerischen Zentrumsredakteure undTagesschriftleiter“.
Generell hätte sıch „mehr Leben und Tätigkeit“, „mehr polıtisches Zielbewufßt-
seın“ gewünscht, die altbayerische Mentalıität Mag ıhm mıtunter als al gemütvoll
un! behäbig erschienen se1ın.

Als Vorsitzender eiıner Statutenkommission erarbeitete eld 907/08 eın ENISPrE-
chendes Organisationsmodell tür die oberpfälzische Zentrumspartel, das in Bayern
beispielgebend wurde. Beıi der unüberwindlichen Abneigung, welche altkonservatıve
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Parteikreise jede Formalisierung un!: Professionalisierung der Polıitik hegten,
kam jedoch VOTr dem Ersten Weltkrieg kaum mehr ZU Tragen, ebensowenig Ww1e€e
analoge Vorschläge Helds ZUT!T Straffung der Fraktionsarbeit 1mM Landtag. Der hıstor1-
schen Kritik aber halten dıie vielfältigen Inıtiatıven seıiner ersten Dekade in Regensburg

überzeugendsten stand.

{11

Angesichts des überörtlichen polıtischen Renommees, das Heınrich eld sıch ıIn
diesen Jahren erworben hatte, WAar abzusehen, da{fß ıhm eın Abgeordnetenmandat
angetragen werden würde:; mMIiıt intelligenten un! energischen Kräften W alr das bayer1-
sche Zentrum nıcht eben überreich Als nach der Wahlretorm VO  - 1906 ıne
Landtagsneuwahl ertorderlich wurde, nomıiını1erte der Wahlkreis Burglengenfeld-
Schwandorf-Parsberg eld ZU Kandıdaten, nach seınen Worten ohne Vorwissen
un:!' ohne eıgenes Zutun. Dıie Wahlkampagne wuchs sıch einem parteınternen
Rıchtungskampft 4aUuS Der agrarısche un arıstokratische Zentrumstflügel befehdete
den „Parteiuntellektuellen“, den Gewerkschafter un! „Preußen“ eld mıt eiınem 1N-
offiziellen Nebenkandidaten, auch Fraktionsführer Balthasar Daller hätte den unruh:-
SCH Geilst lıeber aus der Landespolitik ferngehalten. Den Hıntergrund bıldeten die
heftigen Auseinandersetzungen in der Zentrumstraktion zwischen dem gemäßigt
opposıtionellen, staatskonservativen Flügel den Passauer Ompropst Franz
Seraph Pichler und den spateren Minısterpräsidenten eorg VO Hertling auf der
eiınen, dem für Verfassungsreformen eintretenden demokratischen Flügel eorg
Heım auf der anderen Seıite. Heım Wlr der führende Kopf des Christlichen Bauern-
vereıns un: eıtete selt 1907 die Landwirtschafttliche Zentralgenossenschaft ıIn Regens-
burg, hatte auch den Autfbau der katholischen Arbeiterbewegung gefördert un!:
mehrmals Wahlbündnisse mıt der Sozialdemokratie durchgesetzt. In den Jahren
906/07 ITAr dieser Kampf 1in ıne kritische Phase: miı1t der Verdrängung Heıms AUuS$S

dem Fraktionsvorstand nach der Neuwahl VO 1907 WUI‘dC ‚War fraktionsintern
vorentschieden, VOTr der Offentlichkeit aber uUINsSOo heftiger fortgesetzt. Heıinrich eld
L11U  ; galt als der ruppe Heım zugehörıg, un: 111l befürchtete aufgrund seıner
bisherigen Aktivıtäten, „dafß sıch schlimme uswachse als Dr Heım  “

eld SCWAaANN die Wahl überlegen. Er betrat die parlamentarısche Arena miıt dem
Selbstverständnis des katholischen „Volksmannes“, bereıit, nach oben hın un: VOT der
Fraktion für das wohlverstandene Interesse des Volkes einzustehen. Dies bedeutete:
Entschiedene Upposıtion den lıberalen Geilst ın Regierung un Verwaltung und
deren jJahrzehntelange Mißachtung der katholisch-konservativen Landtagsmehrheıit,
Ausbau der Mitspracherechte der Abgeordnetenkammer. Während der ersten tüntf
Jahre 1mM Landtag überwog dieser reformerische Akzent eindeutig. Zur Lıinıe VO

eorg Heım ergaben sıch daraus mannıgfache Berührungspunkte, jedoch operierte
eld taktısch flexıbler, vermıed alle verletzende Schärte un! hielt sıch in den internen
Grabenkämpfen klug zurück.

Als Reftferent 1mM Beamten- und Gehaltsausschu{f6ß torderte 1908, dem Beıtall
der Sozialdemokraten, die deutliche Aufstockung der mıttleren un! kleinen Gehiälter,
dagegen ıne Kürzung be] den Ööheren Kategorıen, insbesondere bei der Mıiınisteri1al-
bürokratie, welche tradıitionell die verlässıgste Stütze des Liberalismus WAar („Persona-
lıenliberalısmus“). Als dıe Vorlage Wiıiderstand der Regierung und des Reichsrates

scheitern drohte, vermuıiıttelte eld eiınen Kompromifßs, der wenıgstens die CI -
wünschte Hebung der unteren Gehaltsklassen testhielt. Angesıchts der relatıven
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Machtlosigkeit der Abgeordnetenkammer 1mM konstitutionellen System verlangte
„die geschichtliche Weiterentwicklung der Rechte des Parlaments“, außerdem ıne
„Blutauffrischung“ für die feudal-großbürgerlich-hochkonservative Kammer der
Reichsräte, damıt sS1e wirklich alle Berutsstände repräsentieren könne, auch Arbeiter-
schaft un! Bauerntum. In der Zentrumsfraktion, dıe Verfassungsänderungen während
der Regentschaft ablehnte, War hierfür keine Mehrheit tinden Fın Gegensatz ZUr

Fraktion ergab sıch auch be] der Beratung der bayerischen Kirchengemeinde-
ordnung. Der Entwurt des Kultusministers hıelt der staatskirchlichen Aufsıicht,
hıer über die Verwaltung des Ortskirchenvermögens durch die Kırchenverwaltungen,
test, die Bischöte un! die Mehrkheıt des Zentrums akzeptierten dıe Vorlage, weıl S1e
mehr Rechtssicherheit schuft eld dagegen verwart s1e A4aus grundsätzlicher Ableh-
Nung des Staatskirchentums: Dıie Kırche se1l „eıne vollständig treıe Socıetät, die als
gleichberechtigter Faktor iın und neben dem Staat besteht“. rst nach einer Revısıon
der umstrıttenen Artikel durch das Mınısterium Hertling stimmte

In den Jahren 191 /12 deutete sıch ın den Auffassungen Heinrich Helds eın Wandel
d den INa  - zutreffendsten als seiıne staatskonservatıve ende definieren wiırd. Ihr
lag ıne veränderte innenpolıtische Konstellatıon zugrunde: Zum Teıl als Reaktion auf
das Erstarken des rechten Flügels 1mM Zentrum selt 1905 hatten sich; ausgehend VO
Linksliberalismus Ernst Müller-Meıiningen, Liberale un: Soz1aldemokraten über
Gemeinsamkeiten in der Kultur- und Verfassungspolitik zunehmend angenähert.
Dem entsprach, dem Eindruck der verschärtten Konfrontation, ıne schärtere
Abwehrhaltung des Zentrums die Sozialdemokratie. In den Landtagswahlen
VO' Februar 1912 hatte sıch das Zentrum den „Rotblock“, ıne Front A4US$S SPD,
Liıberalismus un Bauernbund, behaupten. Im Wahlkampft W ar ZU außerge-
wöhnlı:ich heftigen, nıcht Hur verbalen Schlagabtausch gekommen. eld SCWaNn dar-
AaUusS dıe Gewißheıt, da{fß in Bayern nunmehr die Monarchıiıe selbst, die Erhal-
tung der christlich-konservativen Grundlagen des Staates gehe. Dıie Berufung eorg
VO Hertlings ZU Ministerpräsidenten söhnte ıhn mıiıt dem bayerischen Regierungs-
system AaUS, ıne törmliche Parlamentarıisierung hatte das Zentrum nıe gefordert. Dıie
für eld vordem bezeichnende sozialretormerische Komponente schwächte sıch
ab, wurde überlagert VO' immer häufigeren appellatıven Beschwörungen des (sottes-
onadentums. Dıie Ablehnung VO  w} Soz1ialdemokratie un Liberalismus verhärtete sıch

eiıner nachgerade dogmatischen Starrheit. Diese Wandlung, natürlich verbunden
mıiıt Helds unbestrittener politischer Kompetenz un seıner taktischen Elastizıtät, die
ıhn als Bındeglied zwıschen den Flügeln unentbehrlich machte, ermöglichte schliefß-
ıch Februar 1914 seıne Wahl ZU Fraktionsvorsitzenden. Dem Fraktionsvor-
stand hatte bereits selıt 19172 angehört.

Den Ausbruch des Weltkrieges erlebte Held;, WwW1e€e alle Deutschen, als gewaltiges
natıonales Ereıignis, VOT dem alle kleinlichen polıtischen Streitigkeiten verblafßten, un!
WwW1e alle deutschen Katholiken hoffte C durch natiıonale Bewährung das Stigma der
ultramontanen „Reichsteinde“ endgültig abzuschütteln. och 1M August 1914 über-
nahm wıeder die Chefredaktion des „Regensburger Anzeıger“”. In der Kriegsziel-
diskussion Lrat bıs 1917 MI1t besonderem Nachdruck (und entsprechende
preußische Ambitionen) für den Anspruch Bayerns auf ElsaiS-Lothringen ein, 1mM ter-
ritorialen Anschlufß die bayerische Pfalz Mindestens aAb 1916 ging ıhm allerdings
die Sorge die föderativen Grundlagen des Reiches VOT Die kriegsbedingte Zentra-
1satıon, VO der Pressezensur bıs Z Kriegswirtschalt, höhlte die staatlıche Selbstän-
dıgkeıit Bayerns Aaus, sSseL7Zte eın Reservatrecht das andere taktısch außer Kraft eld
hielt Nn, Bayern könne 1Ur über ıne gesteigerte Wirtschaftskraft auch wıeder
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ıne polıtisch relevante Größe werden. Er propagıerte den Ausbau der Donau ZUr

Grofsschiffahrtsstraße un! die aktıve Einschaltung Bayerns ın den südosteuropäl-
schen Handel. Dies werde dem Land eıne Schlüsselstellung autf dem Balkanverschaften
und den Durchbruch ZU) Handels- und Industriestaat bringen. ach dem Krıeg
dann, 1921, wurde führender Beteiligung Helds die „Rhein-Main-Donau AG“
gegründet.

Zur Entwicklung in der Deutschen Zentrumsparteı selt 1917, dıe sıch maßgeblich
mıit dem Namen Matthıias Erzbergers verband, geriet Heinrich eld rasch in einen
unlösbaren Gegensatz. Der Friedensresolution VO Julı 1917 setLizte die ungebro-
chene Entschlossenheit eNtIgeSCN, „DIs ZUur Erreichung der Friedensbereitschaft bei
unNnseren Feinden durchzuhalten“, die VO'  3 Erzberger ZUTr Verblüffung der Zentrums-
fraktion selbst eingegangene Allıanz Mi1t SPD und Fortschrittspartei lehnte katego-
risch aAb Von der Parlamentarisierung 1m Reıich befürchtete eld ıne unerträgliche
Stärkung der Zentralgewalt, eınen Unitarıisierungsdruck, dem die Bundesstaaten nıcht
standhalten würden. Das Verhältniswahlrecht SeLIzZtie mıiıt der Auslieferung des
monarchischen Staates revolutionäre Mehrheiten gleich. och Ende September
191 QQ csah „milıtärısch kein[en] Grund ZUr Verzagtheıt“. Bıs Ende Oktober sträubte

sıch Verfassungsreformen. Vielmehr glaubte CIy, das lädierte Ansehen der
Monarchıe könne durch beherzten Kampf die bayerischen Reservatrechte auf dem
Stand VO' 871 wıederhergestellt werden.

Als daher November 1918 ın München die Revolution ausbrach und die
Monarchıe wIıe eın Kartenhaus wegfegte, traf dies eld WwWI1e eın schwerer Schock. Es
überstieg seiıne Vorstellungskraft, dafß die Loyalıtät des Volkes Zu seiınem König schon

ausgehöhlt WAar. Am November hatte das bayerische Zentrum dem Zwang
der Verhältnisse ın die Parlamentarıisierung, die Einführung der Verhältniswahl un!
die Neuordnung der Reichsratskammer eingewillıgt. Dem gewaltsamen Umsturz
schien damıiıt der Boden Als tiefrelig1öser Mensch sah eld in der Revolu-
t1on eın Verbrechen die göttliche Weltordnung, un die Tatsache, daflß S1e ıhr C1I-
STES Opfter ausgerechnet 1M katholisch-konservativen Bayern fand, War ıhm untafßlıch.
Andererseits jedoch offenbarte der schnelle und wıderstandslos hingenommene Kol-
laps des alten 5Systems auch das Ausmafß seiınes Versagens. In einem Privatbrief A4us$s

jenen Tagen bezichtigte sıch eld selbst Jahrelanger „Selbsttäuschung“: Jetzt f$ällt
eiınem w1e Schuppen VO  3 den ugen, dafß alles kommen mufßte.“ Die Desillusionie-
rung über die Brüchigkeıt der monarchischen Ordnung führte einer demokrati-
schen Neubesinnung, die 1m Jahr ach der Revolution seiıne konservative Grundhal-
tung überlagerte. Reaktionär in dem Sınne, dafß einer Restauratıon der Verhältnisse
VOT 1918 das Wort geredet hätte, 1st eld auch spater nıe SCWCESCH. Mafsgeblich un!
bezeichnend für seiın polıtisches Wırken iın der Weımarer Republık wurde vielmehr
der Umstand, da{ß sıch als Legitimist „auf den Boden der geschichtlich gewordenen
Tatsachen“ stellte.

Am November hätte Heıinrich eld Aaus der and onı1g Ludwigs 111 die Ernen-
Nung Z.U) Mınıister ohne Portefeuille 1M ersten parlamentarıschen Mıniıisteriıum Bay-
1TNS entgegennehmen sollen, stattdessen ZU$ sıch 1U  3 selben Tag VOT der Revo-
lutiıon nach Regensburg zurück. An der Gründung der BayerischenVolkspartei, durch
welche eorg Heım und Sebastıan Schlittenbauer hıer November diıe VO'  3
ıhnen seıt längerem betriebene Trennung VO Reichszentrum TZWAaANSCH, War
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nıcht beteılıgt. Im Januar 1919 entsandte ıhn der Wahlkreis Kemnath-Vohenstraufß-
Oberviechtach, mıiıt der höchsten Stimmenzahl der Abgeordneten der BVP, iın den

Landtag. Als die Kammer nach dem ord Miınısterpräsident Eısner wäh-
rend der konstituierenden Sıtzung 21 Februar 1919 SESPITENZT wurde, verliefß auch
eld fluchtartig München. Er erlıitt einen Nervenzusammenbruch un! ZUOS sich für
eın Vıerteljahr 1ın seıne nassauıische Heımat zurück, ehe ıhn der dringende Ruf seıner
Parteifreunde AnfangJunı den Bamberger Verfassungsberatungen führte. Dıie BVP
delegierte ıhn als Mitberichterstatter ın den Verfassungsausschuß. Den die We1-

Reichsverfassung angelehnten un! 1in schwıerigen Verhandlungen erkämpften
Kompromuiuf$ß bewertete eld als „Experiment“, dessen Tragfähigkeit sıch ohl erwel-
scn könne, dessen Revısıon auf gesetzlichem Wege sıch aber vorbehıielt. Mıt der
eigenen Forderung nach einem bayerischen Staatspräsıdenten als Symbol der den polı-
tischen Umbruch überdauernden Staatsnatur Bayerns W ar nıcht durchgedrungen,
ebensoweni1g mıiıt dem Verlangen, 1ın Konsequenz der politischen Freiheitsrechte die
katholische Kırche A4US der Staatskuratel entlassen.

Dıie Jahre 0—1 ın Bayern dadurch gekennzeichnet, die stärkste
Fraktion 1m Landtag, die BVP, sıch gleichwohl nıcht ZUr UÜbernahme der Regierungs-
veran  rtung entschließen konnte, sondern der liıebgewordenen Tradition der
parlamentarısch geduldeten Beamtenmuinisterien testhielt (Kabinette (sustav VO  -

Kahr, MHugo raft Lerchenteld, ugen VO  5 Knillıng). Das ausgesprochene Zıel, VO

Bayern aus die Liquidierung der Revolution einzuleıten („Ordnungszelle Bayern”),
beschwor eiınen existenzbedrohenden Konflikt mıit dem Reich herauf, verwischte SC-
tährlich die renzen ZU Radıkalısmus völkisch-nationalıistischer Gruppierungen
und drohte den Staat den kaum kontrollierbaren Umtitrieben paramilıtärischer „Eın-
wohnerwehren“ auszulietern. Held, der MI1t seiner Parteı zunächst wen1g Neıigung
zeıgte, die schwere Erblast der Revolution übernehmen, wuchs ın diesen Jahren
durch persönliche Befähigung und Integrationsgabe ın die Rolle des „leitenden Parla-
mentarıers“ hineıin. Er stand als Urheber hınter dem provozierend schart töderalısti-
schen „Bamberger Programm“” der BVP (1920), warnte aber VOTr dem Schritt ZU

Partikularısmus und wollte keinestalls den Bruch mit dem Reich riskieren. Fur seın
Ansehen weıt über Bayern hinaus spricht der Umstand, dafß 1921 ZU Präsiıdenten
des ersten deutschen Nachkriegskatholikentages in Franktfurt &R gewählt wurde,
w1ıe schon die Katholikentage ın Regensburg 904 und Essen 1906 als Schriftführer
mıtgeprägt hatte. Mıt vielen Gesinnungsgenossen teilte jedoch die anfänglıche Fehl-
einschätzung des Nationalsozialısmus, dessen völkischen und rassıstischen Kerns
I11all erst gewahr wurde, als auch seıne antirelig1öse Tendenz eENtIDPDUPPTLE Der Hıtler-
putsch VO' November 1923 enthüllte schlagartıg, w1e hart den Abgrund diese
Polıitik Bayern bereits gebracht hatte; eld raumte eın, „dus der Ordnungszelle Bay-
ern sel ıne Unordnungszelle ersten Ranges geworden“, Im Februar 1924 CrZWaNg

den Rücktritt des „Generalstaatskommissars“ Kahr, nach der Landtagswahl VO

Aprıl 1924, welche die BVP als stärkste Parteı1 bestätigt hatte, stellte sıch als Mını-
sterpräsıdent ZUTr Verfügung.

eld drängte nıcht ZU höchsten Staatsamt, hatte in der Volksparteı allerdings
1U auf eıner sauberen parlamentarıschen Lösung bestanden. rst nach über wel-
monatıger vergeblicher Sondierung personeller Alternatıven erklärte sıch zögernd
ZUr Kandıdatur bereit: ıhm wurde dieser Entschlufß nach eiıgenen Worten ZU schwer-
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sten seiınes Lebens. Nıcht 1Ur in der Volksparteı quıittierte INnan dıe Nennung Helds
mıiıt Erleichterung. Quer durch die Parteıen verband sıch mıt seinem Namen die off-
NUNg autf ıne Beruhigung der innerpolitischen Verhältnisse und auf die ormalısıe-
rung der Beziehungen Bayerns ZU Reich eld ıldete ıne Koalıtion auUus$s BVP,
Deutschnationaler Volkspartei un!' Bayerischem Bauern- un:! Miıttelstandsbund. Am

Maı 1924 wählte ıhn der Landtag Zu Miınısterpräsidenten. Der Völkische Block,
welcher einem Vorschlag der NVP VO vornherein unberücksichtigt gC-
lieben WAar, kommentierte, MI1t eld „der beste Mann, über den NseceTC Gegner
verfügen, selbst ın eıgener Person die Front“.

Die Ara Held, die bıs ZUT gewaltsamen Absetzung 1m März 1933 währte, zeichnete
sıch 1mM Innern aus durch polıtısche Stabilität un! Kontinuıität, durch allmähliche wirt-
schaftliche Konsolidierung, autf der anderen Seıite jedoch durch ıne intlexible Koalı-
tionspolıtık, die das Land aAb 1930 parlamentarisch ın ıne Sackgasse tührte. ach
aufßen hın WTr S1e gekennzeıichnet VO der energischen Geltendmachung der bayer1-
schen Staatlıchkeit Unıitarısıerungstendenzen, VO ngen ıne töderalıisti-
sche Revısıon der Reichsverfassung.

Der Kampf die Struktur des Reiches hatte sıch selit Entstehung der Weımarer
Republık auf Wwel Ebenen abgespielt: prinzıpiell über die Verftassungsdiskussion,
konkret ın den Auseinandersetzungen über die Reichsfinanzreform. Mıt der Zurück-
stufung der das Kaiserreic konstituierenden Bundesstaaten iın VO Reich abhängige
Länder konnte sıch Bayern bıs 1933 nıcht abfinden. Dıie BV SetIzte dem das Ideal der
Bismarckschen Reichsverfassung un! die Forderung nach Rückgabe aller Reservat-
rechte S1e hatte 19Z0, wesentlich SCHh Dıtterenzen 1ın dieser Sache, die
Fraktionsgemeinschaft miıt der Zentrumsparteı aufgekündigt, auch auf Anraten
Helds, WAar aber mıiıt ıhrer Konzeption 1M Reichstag isoljert geblieben. 1924 WAar
ıne töderalıstische Verfassungsrevision nıcht mehr denken. eld zielte stattdessen
1U die Finanzverfassung. Dıi1e Finanzhoheit WAar 1919 auftf das Reich übergegan-
SCN, die Erzbergersche Finanzretorm hatte die Länder Kostgangern des Reiches gC-
macht. Angesiıchts der iımmensen Reparationsverpflichtungen, der Kriegsschuldenlast
SOWIE der Vermehrung der Reichskompetenzen Wr dies unumgänglıch, ebenso W1€e
dem bayerischen Staatsverständnis wıderstrebte, der Berliner Futterkrippe —-
stehen mussen. Dreı Denkschritten 4aUusS$ den Jahren 1924, 19726 un 1928 gaben den
(GGravamına Ausdruck, eingehendsten die „Denkschrift der Bayerischen Staats-
regierung über die tortlaufende Aushöhlung der Eıgenstaatlichkeıit der Länder
der WeıLmarer Vertassung“ VO  - 1926 Sıe WaTr veranlafit durch das Finanzausgleichs-
ZESCIZ VO  3 1925,; das dıe Umlagensätze für Länder und Gemeinden gesenkt und
namentlıch das SteUerarme Bayern hart getroffen hatte. eld bezeichnete iın einer
überaus scharten Landtagsrede VO November 1926 den Finanzausgleich als „Kampf
auf Leben un: Tod für die Länder“, den „DI1S ZUr Aufßersten Konsequenz“ tühren
gewillt sel Das Problem War in der Folge Gegenstand zahlreicher Besprechungen
Helds MI1t seınen Amtskollegen ıIn den Ländern und ın der Reichskanzlei,; S1e eschäf-
tigte 8—-1 auch die ZUr Neuordnung der Gesetzgebungs- und Verwaltungskom-

(„Reichsreform“) einberutene Länderkonterenz Berlıin. Jedoch WaTr Bay-
ern hier eın Erfolg ebensoweni1g beschieden Ww1e beim Problem der tinanzıellen Abtfin-
dung für den Verlust des Eısenbahn- un: Postwesens. Im Gegenteıil verschärften die
Brüningschen Notverordnungen ab 1930 die Spannungen noch, ındem s1e über tiefe
Eıngriffe ın dieVerwaltungen derLänderdenUnıitarısıerungsdruckdrastisch erhöhten.

Den Anspruch auf Teıilhabe der Souveränıiıtät des Reiches unterstrich eld durch
ıne sehr nachdrückliche Miıtwirkung der Reichspolitik. Dıie bedeutendste, bıs
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heute gültıge Leistung WTr 9724/75 dıe parlamentarische Durchsetzung des Konkor-
dates mıiıt dem Heılıgen Stuhl un der entsprechenden Staatsverträge mıt den evangeli-
schen Landeskirchen rechts und links des Rheıns. Wenn Bayern den Abschlufß der selıt
1919 laufenden Bemühungen eın Reichskonkordat nıcht abwartete, wollte
Berlın nıcht den Vorrang lassen und unterstrich seınen Anspruch auf ungeschmälerte
Kulturhoheit. Weniger Erfolg WAaTr eld 1n der Aufenpolitik beschieden. Im Maı 1926
hatte Reichskanzler Hans Luther geschrieben: „Ic halte weder rechtlich noch
praktisch für angängı1g, dem Minısterpräsidenten eınes Bundesstaates !} zumuten
wollen, da{ß in allen Fragen der auswärtigen Polıitik den STEUmMMeEN und spielen
/habe] un! L11UTr der Apporteur der Reichsregierung se1ın mUusse, ohne eigenen W l-
len, ohne eıgene Meınung, ohne eıgene Verantwortlichkeit.“ Die Locarnopolitik
(zustav Stresemanns milßdeutete eld als Anerkennung VO Versauilles, den Völker-
bund als Instrument Z.U1 Vereitelung deutscher Rechtsansprüche. ogar die Reichs-
tagsfraktion der BVP dem PrälatenJohann Leicht verweıigerte sıch hıer allzu LCS-

sentimentgeladenen Instruktionsversuchen AUS München. Als eld 1mM Februar 1926
MI1t einer Philippika die „brutale Vergewaltigung des Deutschtums“ Südtirol
Sar ine dıplomatische Intervention Italıens auslöste un iıhm der Reichskanzler seıne
besondere Verantwortung als bayerischer Minıisterpräsident vorstellen mußßite, hielt
tortan miıt öffentlichen Bekundungen dieser Art merklich zurück. Dıie Universıtät
Innsbruck verlieh ıhm jedoch 1n Anerkennung selınes Fıntretens für das geteilte Tirol
zweımal die Ehrendoktorwürde.

ber die BVP-Fraktion iın Berlin bot eld seiınen SANZCH Fıintflu{iß auf, auch 1mM
Reich nach bayerischem Muster Miıtte-Rechts-Koalitionen herbeizutführen. Das Ziel
WAar, die Sozialdemokratie, die nıcht TSLT seIit 19158 als Parteı der Revolution verab-
scheute und für unfähig staatspolıtıscher Verantwortung hıelt, VO der Regierungs-
beteiligung auszuschließen. uch das Verhältnis der BVP ZUr Deutschen Zentrums-
parteı Warlr Ja durch den Umstand belastet, da{fß das Zentrum mMiıt SPD und Links-
lıberalismus die Weıimarer Koalıtion eingegangen W dl Ihren Höhepunkt erreichten
diese Spannungen ın der Reichspräsıdentenwahl 1925 I7E BVP stellte in Heıinrich
eld dem Zentrumsmann Wılhelm Marx eınen eıgenen Zählkandıidaten und
empfahl dann für die Stichwahl,; weıl dieser auch VO der SPU unterstutzt wurde,
des demokratischen Katholiken Marx den monarchıistischen Protestanten Hınden-
burg. eld War bei der Entscheidung für Hındenburg allerdings abwesend, hätte
ıne direkte Konfrontation MIt dem Zentrum ohl verhindert. Seıin enttäuschendes
Ergebnis 1M ersten Wahlgang Mıllıon Stimmen, davon 1U  _ 135 00O0Ö außerhalb Bay-
1115 jefß die Volkspartei tür die Zukuntft auf ähnliche Kraftproben verzichten und
wıeder nach mehr FEinheit 1mM deutschen politischen Katholizismus suchen. Erleichtert
wurde iıhr dies durch die Schlüsselrolle des Zentrums iın Koalıtionen der rechten Mıtte
seIit 1925, die den „Linkskurs“ eenden schıenen. Im November 1927 verständ1g-
ten sıch beıide Parteıen Regensburg autf die Bıldung eiıner freien Arbeitsgemeıin-
schaft 1mM Reichstag. Es blieb ennoch eın schwieriges Verhältnis, weıl die BV nach
lınks wenıger Kompromißfßbereıitschaft als das Zentrum zeıgte, sıch wenıger als Ge-
lenkstück L11Ur immer denkbarer Koalıtionen begreiten wollte Am Sturz der Grofßflßen
Koalıition 1M März 19530, der etzten parlamentarıschen Regierung der Weımarer
Republik, hat sıch dies iın verhängnisvoller Weise erwlesen: eldpersönlıch schwörte
1m offenen Gegensatz Zur Zentrumsparteı dıe BVP-Fraktion ın Berlın auf die Ableh-
Nung der Young-Gesetze eın und kalkulierte damıt den Bruch der Koalıtiıon dem
sozi1aldemokratischen Reichskanzler Hermann Müller bewufßt eın In der Regierung
Brünıng sah (nıcht nur) dıe Volksparteı dann auch die Chance, den ungeliebten Parla-
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mentarısmus auf Dauer durch eın autorıtäres Präsidialsystem abzulösen. Dıie
jedoch hıelt eld nıemals für koalıtionstähig. Von den Verhandlungen miıt Hıtler, w1ıe
s1e Zentrum un BVP diese der Führung VO  3 Frıtz Schätter 1M September
9372 aufnahmen, hatte aus grundsätzlichen Erwäagungen abgeraten.

Dıie Verdienste Heinrich Helds für dıe bayerische Landespolitik lagen zunächst 1in
der Schaffung stabiler poliıtischer Verhältnisse. Dem verfassungsfeindlichen Aktivis-
I1US außerparlamentarıscher Gruppierungen wurde der Boden en. Dıie mıiıttle-
ICN Jahre der Republık gekennzeichnet durch eınen bescheidenen wiırtschaft-
lıchen Aufschwung, den der Staat 1mM Rahmen seıner CNS begrenzten Möglıichkeiten
törderte, auch durch den forcierten Ausbau der Energieversorgung durch Was-
serkraft, der aber noch nıcht den notwendiıgen Schritt VO grar- ZU Industrieland,
nıcht die Lösung der drängenden regionalen Strukturprobleme rachte. Durch die
Zusammenlegung der Regierungsbezirke Niederbayern und Oberpfalz, Mittel- un!
Oberftfranken sollten industriell und agrarisch durchmischte, leistungsfähige Pla-
nungsregıonen entstehen. Auf solche und andere Weıse straffte eld die Staatsverwal-
tung, Bayern gehörte seıner Regierung den billıgsten verwalteten deut-
schen Ländern. Dıie Beamtenschaft wurde reorganısıert, dıe Hochschulen durch ıne
kluge Berufungspolitik erganzt, Wıssenschaftt un! Technik ınsgesamt durch gezielte
Förderung auf hohem Leistungsniveau erhalten gesucht. Dıie Uniiversıität un die
Technische Hochschule München honorierten Helds Verdienste 1n dieser Rıchtung
mıt dreı Ehrendoktorhüten, die Universıität Erlangen ıhn ZU Ehrensenator.

Z weıtellos WAar die Ausschließung der Sozialdemokratie VO der Regierung VO
Nachteıl für die Landesentwicklungspolıitik, tehlte das notwendiıge Gegengewicht
Zur agrarısch-mittelständisch Orlentierten BVP Die Koalıtion mıiıt Bauernbund un

aber W ar für eld Ww1e€e eın Oogma, dem selbst Opftern testhielt.
Als nach der Neuwahl VO  — 1928 der Arbeiterflügel der BVP und der Christliche Bau-
ernvereın eorg Heım für ıne Große Koalıtion Miıt der SPD plädierten, CI -
kaufte sıch eld die weıtere Regierungsbeteiligung der Bündler durch Eingliederung
des Sozialmıinisteriums ın das VO Bauernbund geführte Landwirtschaftsministe-
rium; aus der eigenen Parteı hijelt Inan ıhm VOT, habe damıt seıne „KaANZC sozıale Ver-
gangenheıt aufgegeben“. Im Juli 1930 der Bauernbund die Koalıtion SCn
der geplanten Einführung eıner Schlachtsteuer, August demissionierte das
Kabinett eld Es blieb aber weıterhın geschäftsführend 1M Amt uch die Landtags-
ahl VO' Aprıl 1932, iın der die BVP NUur ıne hauchdünne Mehrkheıt VOT der
behaupten konnte, SPD, Bauernbund un! Deutschnationale schwere FEinbrüche erlıt-
ten, änderte hieran nıchts. Fıne Koalıition Miıt der stand für die Volksparteı
nıcht ZUr!r Debatte, II!mıiıt der SPD aber hätte Ss1e über ıne knappe Majorıität
der Sıtze verfügt. Insbesondere Frıtz Schäffer, der als Parteivorsiıtzender selıt 9729 sehr
rasch Z.U| Rıvalen Helds die polıtische Führung der BVP aufgestiegen War, hätte
eın schwarz-rotes Bündnıiıs befürwortet. ach zweımonatıgem Lavıeren setzte sıch
schließlich eld durch ach dem Sturz Brünıings WAar nıemand ın der Parteı daran SC-
legen, die angespannte Lage durch schwierige bayerische Koalıtionsverhandlungen
noch komplizieren; 1m übrigen konnte die geschäftstührende Regierung eld wel-
terhin auf die Tolerierung durch SPD und Bauernbund rechnen.

VI

In dieser abılen Konstellation befand sıch Bayern ZU); Zeitpunkt der Machtergreı-
fung. Das Beispiel Preußens VOT ugen, dessen geschäftsführende Regierung 1m Juli
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19372 durch apen staatsstreichartıg abgesetzt worden WAarl, befürchtete eld schon 1ın
den ersten Tagen der Kanzlerschaft Hıtlers die Gleichschaltung der Länder durch
natiıonalsozıalıstische Reichskommissare. Den Plan Schäffers, in einer Flucht nach
orn Kronprinz Rupprecht ZU Generalstaatskommissar und die
Monarchie auszurufen, lehnte eld 1m Herzen selbst Monarchıist gleichwohl aAb
Er, der der Weımarer Verfassung loyal, aber mıiıt iınnerer Dıstanz gegenübergestanden
Wal, klammerte sıch jetzt s1e, wollte nıcht An das Zwiuelicht der Illegalıtät“ geraten.
Die Miıttel legaler Opposıtion aber verfingen hıer nıcht mehr. och nach der Reichs-
tagswahl VO März 1933, iın welcher die die Volksparteı Prozent-
punkte überflügelt hatte, eıtete eld hastıge Schritte Zur Bildung einer parlamentarı-
schen Regierung 1n. Am Abend des Maärz mufßte über die Pressestelle der
Reichsregierung VO'  - der Eınsetzung des Generals Franz VO  e} Epp ZU Reichskom-
mıssar in Bayern ertahren. Es blieb keine Möglichkeit der Gegenwehr, ıne tele-
graphische Rechtsverwahrung bei Hıtler und Hindenburg verhallte ungehört. Von
Lugano AaUsS, wohıiın mMıt seıner Famiılie ausgewıchen WAal, übertrug eld

März noch ımmer dıe Form wahrend die Amtsgeschäfte des bayerischen Miını-
sterpräsidenten „Aus Krankheitsgründen“ seiıne „verfassungsmäfßigen Vertreter“.

Dıie etzten Jahre verlebte Heinrich eld völlıg zurückgezogen ın Regensburg, viel-
fältigen Schikanen der Machthaber ausgeSETZL. Sein Sohn Heınz wurde 1933 für
mehrere Wochen iın das Dachau verbracht, seıne Gattın Marıe erlıtt be1 einer
nächtlichen Hausdurchsuchung einen Schlaganfall. eld mu{fte mitansehen, wIıe seın
„Regensburger Anzeıger“ durch Zensurierungen, Entzug VO  5 Anzeıgen, Einschüch-
terung VO  — Abonnenten und mehrmonatige Druckverbote schließlich 936 ZUT: Auf-
vabe CZWUNSCH wurde. Das Verlagsrecht CENIZOS INan mıt der Begründung, der Ver-
leger habe als Ministerpräsident „1M Kampfe den Nationalsozialısmus VOTI-
derster Stelle“ gestanden. Im März 1938 überbrachte der amerıkanısche Generalkonsul
aus München eın Asylangebot Präsident Roosevelts. Heinrich eld lehnte dankend
ab, wIıes hın auf seiıne Verwurzelung in der Wahlheimat Regensburg; wuftte ohl
auch schon seın tödlıches Krebsleiden. Am August 1938 verstarb Man tırug
ıh auf dem Regensburger Unteren katholischen Friedhof Grabe, großer An-
teilnahme der Bevölkerung, und doch ohne das öffentliche Auftfheben, w1ıe diesem
Staatsmann anderen Zeıten gebührt hätte.
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